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Hauptsache, das Geld bleibt im Land
Die Ostschweizer Kantone sind einhellig für die Mindeststeuer-Vorlage. Die Kritik der St.Galler Bürgerlichen ist verstummt. Wieso?

Adrian Vögele
und Jesko Calderara

Wird die Ostschweiz benachtei-
ligt,währendreicheKantonewie
ZugundBasel-Stadtnochreicher
werden? Diese Frage steht bei
der Abstimmung über die Min-
deststeueram18. Juni imRaum.
DieStaatenderOrganisation für
wirtschaftlicheZusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) wer-
den von international tätigen
Grossunternehmen ab 2024
mindestens 15 Prozent Gewinn-
steuer verlangen. Die Schweiz,
die teilweise tiefere Steuersätze
hat, will nachziehen – weil die
Steuereinnahmensonst inande-
re Länder abfliessen.

Der Bund plant eine Ergän-
zungssteuer, um die 15-Prozent-
Schwelle einzuhalten. Diese
Steuer wird gemäss Schätzun-
gen aus Bern Mehreinnahmen
von über einer Milliarde Fran-
ken jährlich einbringen.

Doch wohin mit dem Geld?
Hierüber wurde in den vergan-
genen Monaten heftig gestrit-
ten. Besonders viele der betrof-
fenen internationalen Unter-
nehmen mit über 750 Millionen
Franken Umsatz befinden sich
in Kantonen wie Zug und Basel-
Stadt. Noch im vergangenen
Jahr war angedacht, dass die
Einnahmen vollumfänglich bei
den Kantonen bleiben. Dagegen
gab es entschieden Widerspruch
– zum Beispiel in St.Gallen: Die
Regierung warnte im Frühling
2022: «Davon würden vor allem
die Tiefsteuerkantone profitie-
ren.» Der Steuerwettbewerb
unter den Kantonen werde sich
so noch verschärfen.

Mächler: FüreinNein fehlt
dieZeit
Die St.Galler Regierung sprach
sich bei der künftigen Verteilung
der Steuereinnahmen für einen
Kantonsanteil von 50 Prozent
oder weniger aus. Der Rest solle
an den Bund gehen. Finanzchef
Marc Mächler (FDP) sagte eini-
ge Monate später: «Sollten die
Mehreinnahmen dazu führen,
dass nur einige wenige finanz-
starke Kantone davon profitie-

ren, so wird es aus meiner Sicht
schwierig, diese Abstimmung zu
gewinnen.» Diese St.Galler Hal-
tung vertraten damals auch die
Ständeräte Benedikt Würth (Die
Mitte) und Paul Rechsteiner
(SP) im Parlament, im National-
rat gehörte Bauernpräsident
Markus Ritter (Die Mitte) eben-
falls zu den Kritikern eines ho-
hen Kantonsanteils.

Jedoch ohne Erfolg: Die Vor-
lage, die jetzt an die Urne
kommt, sieht vor, dass 75 Pro-
zent der Einnahmen an die Kan-
tone und 25 Prozent an den
Bund gehen.

Das ist nicht das, was die
St.Galler Regierung gefordert
hat. Trotzdem empfiehlt sie die
Mindeststeuer-Vorlage jetzt zur
Annahme. Warum? Das Wich-
tigste sei, dass die neuen Vor-

schriften für die Mindestbe-
steuerung der grossen Unter-
nehmensgruppen am 1. Januar
2024 in Kraft treten könnten,
sagt Finanzchef Mächler auf An-
frage. «Über den Verteilschlüs-
sel der Einnahmen kann man
sich streiten. Es wäre jedoch
nicht im Interesse der Schweiz,
nur wegen Meinungsverschie-
denheiten über die Einnahmen-
verteilung die ganze Vorlage ab-
zulehnen. Profitieren würden
dann die anderen Staaten und
die Schweiz würde leer ausge-
hen.» Zudem könne der Verteil-
schlüssel später immer noch an-
gepasst werden. Auf der Seite
der Befürworter befinden sich
inzwischen auch Ritter und
Würth – sie gehören zum regio-
nalen Pro-Komitee. Sowohl
Mächler als auch das Pro-Komi-

tee halten fest, dank des natio-
nalen Finanzausgleichs würden
auch ärmere Kantone von den
Zusatzeinnahmen profitieren.

SP:RegierunghatdenMut
verloren
Die Gegnerinnen und Gegner
kritisieren hingegen, selbst
wenn man den Finanzausgleich
mitberücksichtige, würden die
Tiefsteuerkantone durch die
Mindeststeuer-Vorlage noch
deutlich begünstigt. Die SP for-
dert Korrekturen beim Verteil-
schlüssel. In St.Gallen waren die
Sozialdemokraten im vergange-
nen Jahr erfreut über die Posi-
tion der Kantonsregierung – und
reagieren jetzt entsprechend
enttäuscht. Die Regierung habe
auf der Zielgeraden den Mut
verloren, schreibt die SP Kanton

St.Gallen in einer Stellungnah-
me. Die grosse Mehrheit der
Kantone werde benachteiligt.
«Die Bevölkerung im Kanton
St.Gallen wird mit Brosamen
abgespeist.»

Die Regierungen des Kan-
tons Thurgau und der beiden
Appenzell haben den jetzigen
Vorschlag schon früh unter-
stützt. Der Thurgauer Finanz-
chef Urs Martin (SVP) sagt, es
sei sachgerecht, dass nur ein
Viertel der Steuereinnahmen
umverteilt werde – das entspre-
che dem Verursacherprinzip.
«Ein höherer Bundesanteil ist
keine Garantie für eine gezielte
und effiziente interkantonale
Umverteilung.» Das Gegenteil
sei der Fall, sagt Martin und ver-
weist auf eine Simulation zum
Finanzausgleich, die die Thur-

gauer Regierung dem Grossen
Rat vorgelegt hat. Angenom-
men, die Schweiz nähme durch
die Mindeststeuer zwei Milliar-
den Franken ein, dann bekäme
der Thurgau bei der jetzt vorge-
schlagenen Lösung rund 22 Mil-
lionen Franken mehr aus dem
Ressourcenausgleich,St.Gallen,
20,5 Millionen mehr, Ausser-
rhoden 1,9 Millionen, Innerrho-
den300 000Franken.Wäreder
Bundesanteil höher, wären die-
se Zusatzbeträge für die Ost-
schweiz geringer.

DemKanton Zugwinktein
grossesPlus
Und die reichen Kantone? Der
Kanton Zug müsste gemäss der
oben erwähnten Simulation
knapp 39 Millionen Franken
mehr in den Ressourcenaus-
gleich einzahlen. Er wird es ver-
kraften: Zug rechnet durch die
Mindeststeuer unter dem Strich
mit Mehreinnahmen von 200
bis 400 Millionen Franken – und
schmiedet bereits konkrete Plä-
ne zur Verwendung dieser Gel-
der, wie der «Tages-Anzeiger»
berichtete. Von Investitionen in
Kindertagesstätten und ÖV ist
die Rede, von Unterstützungs-
und Fördermassnahmen zu-
gunsten der Wirtschaft.

In der Ostschweiz ist nichts
dergleichen zu hören. Die finan-
ziellen Auswirkungen der Min-
deststeuer für St.Gallen seien
noch nicht abschätzbar, sagt
Mächler, die Bemessungsgrund-
lagen seien noch zu wenig klar.
Der Ausserrhoder Finanzdirek-
tor Paul Signer (FDP) rechnet
mit einem Effekt zwischen mi-
nus 3 und plus 5 Millionen Fran-
ken, eine konkrete Vorhersage
sei noch nicht möglich. Inner-
rhoden geht von rund 100 000
Franken zusätzlichen Einnah-
men aus, wie Säckelmeister
Ruedi Eberle (SVP) sagt. Eine
konkrete Verwendung sei auf-
grund des tiefen Betrages noch
nicht geplant. «Zuerst sollte so-
wieso abgewartet werden, um
wie viel Mehreinnahmen es sich
handelt. Im Moment wird das
Fell verteilt, bevor der Bär ge-
schossen ist.»

«Die Schweiz würde sonst leer ausgehen»: Die Ostschweizer Finanzchefs Marc Mächler, Paul Signer, Ruedi Eberle und Urs Martin (im Uhr-
zeigersinn) befürworten die Mindeststeuer-Vorlage. Bilder: Benjamin Manser, David Scarano, Selina Schmid

Kommission will HSG-Rektor weiter stärken
Die vorberatende Kommission unterstützt das neue Universitätsgesetz. Die SP hingegen fürchtet um den Einfluss der Politik.

Mit dem neuen Universitätsge-
setz will die St.Galler Regierung
die Zuständigkeiten und Kont-
rollmechanismen an der Univer-
sität St.Gallen besser regeln. Sie
reagiert damit auch auf die
Skandale der vergangenen Jah-
re, darunter Finanzexzesse und
problematische Nebenbeschäf-
tigungen einzelner Professoren.

Das neue Unigesetz sieht
verschiedene Änderungen vor.
So soll der Rektor der HSG künf-
tig mehr Einfluss erhalten, um
die Institute besser kontrollie-
ren zu können. Der Universitäts-
rat wird von neun auf sieben
Mitglieder verkleinert. Sie wer-
den künftig von der Regierung
und nicht mehr vom Kantonsrat
gewählt. Zudem will die Regie-

rung den Mittelbau und den
Weiterbildungsbereich stärken
und der HSG erlauben, sich fi-
nanziell an Firmen («Spin-
offs») zu beteiligen.

Die vorberatende Kommis-
sion des St.Galler Kantonsrates
unterstützt die Revision und
sieht das neue Universitätsge-
setz «auf der Zielgeraden», wie
sie in einer Mitteilung vom Mitt-
woch schreibt. Sie schlägt aller-
dings auch Anpassungen an der
Vorlage vor, die der Kantonsrat
in der Junisession in erster Le-
sung beraten wird.

RegierungsollUniratnicht
mehrpräsidieren
Die Kommission unterstützt den
Vorschlag, dass neu die Regie-

rung den Universitätsrat wählt –
unter Vorbehalt der Genehmi-
gung durch den Kantonsrat.
Dieses Vorgehen soll neu auch
für die Wahl der Präsidentin
oder des Präsidenten gelten.
Nur eine Minderheit der Kom-
mission habe am bisherigen
Wahlmodus festhalten wollen,
heisst es in der Mitteilung
weiter.

Anders als im Gesetzesent-
wurf vorgesehen, soll die Regie-
rungsvertretung nicht mehr
gleichzeitig Präsidentin oder
Präsident des Universitätsrats
sein. Nur so können nach An-
sicht der Kommission die für
den Kanton geltenden Public-
Corporate-Governance-Regeln
umgesetzt werden.

Die Kommission begrüsst, dass
der Rektor oder die Rektorin mit
dem neuen Gesetz klare Auf-
sichts- und Weisungskompeten-
zen gegenüber den HSG-Insti-
tuten erhalten soll. Sie geht so-
gar noch einen Schritt weiter
und will den Einfluss des Rek-
tors mit eigenen Aufsichtsinst-
rumenten erweitern. So soll er
beispielsweise ein eigenes inter-
nes Kontrollorgan einsetzen
können.

Die Kommission diskutierte
auch darüber, ob die Sitzvertei-
lung im Senat und im Senats-
ausschuss zugunsten des soge-
nannten Mittelbaus verändert
werden soll. Zum Mittelbau
zählen fortgeschrittene For-
schende und Lehrende, Studie-

rende und Doktorierende sowie
das administrativ technische
Personal. Die Kommission lehnt
eine Stärkung ab und unter-
stützt den Vorschlag der Regie-
rung. Damit wird sichergestellt,
dass die ordentlichen Professo-
rinnen und Professoren weiter-
hin eine Mehrheit der Sitze be-
halten.

SP fürchtetumEinflussder
Politik
Die St.Galler SP kritisierte am
Mittwoch die Vorschläge der
vorberatenden Kommission.
«Unverständlich ist, dass die
Kommission bereit ist, die Wahl
des Universitätsrates aus der
Hand zu geben», schreibt die
Partei in einem Communiqué.

Damit schwäche sich der Kan-
tonsrat einmal mehr selbst. Ge-
rade die Skandale der jüngs-
ten Vergangenheit hätten ge-
zeigt, wie wichtig eine gewisse
politische Anbindung der Uni-
versität sei.

Die SP fordert zudem eine
stärkere Vertretung des Mittel-
baus im Senat und in der Univer-
sitätsleitung und kündigt an,
sich in der Ratsdebatte dafür
einzusetzen. Rund 75 Prozent
der Lehre und 50 Prozent der
Forschung würden durch Perso-
nen im sogenannten Mittelbau
geleistet. Diese Realität spiegele
sich im Senat nicht wider. Or-
dentliche Professorinnen und
Professoren seien hingegen
überrepräsentiert. (mge)


